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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Unter Bezugnahme auf das Schreiben vom 10.01.2017, GZ BMWFW-96.115/0097-I/11/2017, 

nimmt das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zum Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit dem das Maß- und Eichgesetz geändert wird, wie folgt Stellung: 

 

Zur Evaluierungspflicht im Fall von Eichfristenverlängerungen und Aufnahme einer Ver-

ordnungsermächtigung für das Erfordernis der Verkürzung von Eichfristen 

 

Im vorliegenden Entwurf (Z 23 bis Z 25) ist geplant die Eichfristen für Messgeräte, die für 

KonsumentInnen nicht unbedeutend sind, zu verlängern. Eine Verschlechterung der Mess-

genauigkeit durch Ausdehnung von Eichfristen kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 

Daher sollte im Maß- und Eichgesetz eine Bestimmung aufgenommen werden, die sicher-

stellt, dass die Verlängerungen der Eichfristen evaluiert werden müssen. Sollte bei dieser 

Evaluierung eine signifikante Verschlechterung der Messungsgenauigkeit festgestellt wer-

den, haben die Eichfristen verkürzt zu werden. Aus Sicht des Sozialministeriums müsste im 

Maß- und Eichgesetz auch eine Regelung, z.B. Verordnungsermächtigung, aufgenommen 

werden, die die Verkürzung von Eichfristen ermöglicht, da derzeit in § 18 nur Verlängerun-

gen für den Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft vorgesehen sind. 
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Eine derartige Regelung entspräche in gewissem Maße auch der Sunset Clause aus Punkt 5.1 

des Arbeitsprogramms der Bundesregierung 2017/2018. Mit der Sunset Clause wurde ver-

einbart, dass soweit möglich jede neue Regulierung nur für einen befristeten Zeitraum erlas-

sen wird; was sich nicht bewährt, wird auch nicht verlängert. 

 

Es wird ersucht, die verspätete Übermittlung nachzusehen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Für den Bundesminister: 

i.V. Ing. Manfred Kornfehl 

Elektronisch gefertigt. 
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